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Nahrendorf-Frank, Justizobersekretilrin
elr UdondsbenmEr der Gsc]üfügGtlc

ln dem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen VerfÜgung

Antragsteller,

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwalt Glalz in Pulheim -

gegen

die RhelnEnergle Köln AG, vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden Dr. Rolf Mar-
tin SchmiE, Parkgürtel 24, 50823 Köln,

Antragagegnerin,

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte Van Nes Zegler u.a. in KÖln '

hat die 4. Kammer ftir Handelssachen des Landgerichts Köln
auf die mtrndlicfre Verhandlung vom 13. Dezember 2006
durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Engmann
und die Handelsrichter Dr. Sommerhäuser und Vehlen
für Recht erkennt:
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DIe einshryeilige VerfÜgung der Kammer vom 18. 9. |ffi wird bestätigt.

Die Antragsgegnerin trägt die weiteren Kosten deS Verfahrens.

Das Urteil ist vorläufig vollstred<bar.

T4TBESTAND:

Die Antragsteller sind Stromversorgun gsk unden der Antragsgegnerirr. Diese erhöhte

irn Jahre 2005 ihre Strompreise für die Veörauchsstelle der Antragstellerin, die der

Erhöhung widerspracfien, weil sie die PreieerhÖhung für unverhältnismäßig hielten

und eine Offenlegung der Kalkulationsgrundlagen forderten, was seitens der An-

tragsgegnerin abgelehnt wurde. Die Antragsteller le'rsteten Zahlungen auf die bishe-

rigen Preise.

Mit Schreiben vom 4. g. 2006 forderte die Antragsgegnerin Zahlung eines Betrages

von€ 37?,14, wobei in dem Betrag € 37,30 an lnkasso- und Mahnkosten enthalten

waren: eum Zeipunkt der Abfassung des Sdtreibens waren die in dqm gefordeften

Betrag enthaltenen Abschlagsforderungen von insgesamt € 154,00 bereits bezahlt.

ln ihrem Schreiben kündigte die Antragsgegnerin für den Fall der Nichtzahlung bin-

nen einer Frist von 14 Tagen die K0ndigung des Versorgungsvenreges nach § 33

Abs. 4 AVBV an-

Die Antragsteller erwirkten daraufhin irn Beschlusswega gegen die Antragsgegnerin

die nachfolgende einstweilige Vefirgung der Kammer vom '18. 9. 2006:
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ln dem Verfahren auf E=Iass einer ej.nst-wei1 i-gen Verfugung

- Verfahrensbevollmächtiqter :

Antragsteller.
Rechtsanwalt Glatz Ln Pulheim

gegen

die RheinEnergle Köln AG, verLneten durch den
Vorstancisvorsit,enden Dr. F,olf l,lärtin Schmitz, ParkgürteI
21, 5.0823 KöIn,

Ant'rag'sgegnerin,

haben die Antragsteller die Voraussetzungen für di-e
$act.ls+-ehende einstweiiige Verfüqung glauhhaft gemacht durch
Vorlage der vorger. i cht l'l i chen itorrespondenz zwischen den
Partelen

Es wird cieshalb a'.lf Arrt-ag cie: Antragstel]-er gemäß
§§ 35ff . En-uüG sowie §S 9L, 890, 936ff ., 944 ZPO im lilege der
eirrstvreil:r-gen Verfügung und zwär wegerl cler Dringlichkeii
ohne nü::dliehe Verhandlurrg und durch de,n Voreitzenden
anstelle oes Prozessgerich'r-s Polgendes anges:rdnet:

Die Antragsgegnerin har, es bei Vermeiciung eines vom
Gericht für jeden der Zuwiderhandlung
fest,zusetzenden OrdnurrEsgeldes
ersatzweise Ordnungshaft, ode=
6 Monaten zu unEerlassen,

bis er- € 250 . 000 , -,-/on Ordnungshaft bi s zt)

w:i e nachfol.gend wieriergegeben iie Einstellung der
Strcmversorgung fur clss Haus der Ahtragsteller,

Kundennummer
, an;udrohen und,/oder cjurchzuführen:



Rh.ünE:n rEb AG, Frrkgodßr Zr+, 50AZS l(Ol|1

Frau

Vorgang

Mahnkosten

lnkassokosten

VerbrawhEaHrnung
Abstillagsforderung

Abschlagsforderung

Mahnkosten

Mahnkoston

Eingeg.ngen

yoilt

14.04.2006

14_08.2006

31.05.2006

31.05.2006

31.05.20(re

25.07.2006

21.08-2006

nGrgie

Abreohnmg Prtuatkunden T 1?
Telefon: (ü221) 17e86 g0

Telefax (02 21) 178'2321
serumtofgflnsnetBie.wm

llVn slnd tclefonisctr für Sie da
Mo. - Fr-7:3O bis 16:00 Uhr

O4. SaPtember ZOOE

Klage auf Hcrauegrba des Zühlcrs
Kundennurnrner;

Sehr geehrte Frau

unsEre Forderungen sirE bisher nlclü begflchen wotden.

Wenn innefialb der näcfisten 14 Tagn lceine Zahluns elngcgargenlst" mndpm wirden Ver,
sorgurpsvartsag nach § 33 Ahs. 4 der Allgemcinen VeraorgungsbedingungEnfrir
StronilGasÄ/rragser/ Farnwärme und lelten die Klage auf Ba§bldrung der Foderung und
Harauagabo des Zählärs ein.

fälllg

14.08-2006

14.08,2008

t8-d6.2006

17-07.2008

14,08.2006

26,07.2006

21,08.2006

Bctrag EUR (€)

3,80

26,70

180,t]4

77,00

77,oa

3.80

3,40

fi;HF
,ä3a,LlP

Etc
t.rf.Ft

Summe

f,'h.rlrElrörgl, AC

afiOo*'l eJi
to6Etl(äh

f{hhr' (Urt, lre-O
fddstGI"t) l7l.5rl ?2

.ryrv+irilrjlt.Er
randllBtrbs],fric,EuYl

t,
t/lfdail*
lt Fatlrartä EcthlE leüärd.r
Tlur,tla lrü-tG,
ttJiülü4 Fl#
vorcrSa($il
tryrrrüultErat
V6ffiG rrElrGtsil'f,tEt
P,il. Dr. FEfEiltarm

0rtilthCu{Et,r
Eprh.rßetk t
ä-f lrEsgl el 1q'r6 { rq! F4!
t0dcrprtmtOh
Elz 3?o 3G2!'lnqiD .t 10

Po.tlltl<ttr
ü:s?0 rütoromE t9?s{tE

3?2,14

lrlaslf,tc'.rtahl4 t!7 !C,
t§L{üfJerE {EPr
firllt+r. B#aü x!ü, GmHt ür ?r',6,tüä)
üthr#ff furffittr{ttra*E r m,1 ([Ed! thüril
ru aHllEprl'

ilr sniClnf tJ're rrtlt *G.r l(\/F-Urüü E s{ 13
rr rlr{*rlt.[h'||! t*aüll|rCr§t|rtr rr.'
ülrtl.b tr ,tdr Hdddtc E#E 9tas6.



(.
Kundannummer
Betreff l(hge auf HemusgbDc rles ählero
Datum 04. Septembrr 20OG
Saite 212

Mit froundlicfien Grüßen

Ihru RhalnEnergieAG
Abrecfirnrngsservica

nergic
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Der Antragsgegneri.n i.st elne anwalt.l-ich begiaublgte
A-bschrift de:- Anrragsschrift mi*" An!-agen zuzuscellen.

Bezügi-lch cier von ihr vorgenomnrenen' 3rhühung der
Strornpreise trlfft die Antragsgegnerio die Darl-egungs-
und Beweislast' für d'ie Billigkeit der Errnessenarrs{lbu.ng
bei der Festset z:fng des Leistungsentgtalts. Gemäß der
Riachtsprechung des BGH lrrgI - UrteiI vom 30. 4 - 2003
VIII ZR 279/03j kanrr cjen Beiangen des Kunden, der die
Fre j"sbes*-irur.ung frjr unhilJ-ig häf t und eirr
schutzr,rürcliges f--rleyesse daran ha:, Ied:_glich den
tatsächlich geschulcieten Preis zahl-en zu müssen, nur.
dadurch hinreichend Reehnueg getragen wercien, dass e§
ihnr gesEattet wird, sich gegenüber dem
T'elstungsverlangen des Ve r s c r gunqis unt ernehmens
entsprechenci dem in § 315 Abs. 3 BGB enthaltenen
Schutzgedanken auf die Unangemessenheit und dami t
Unvetbi:idliehkeir- der Preisbestinmungy zu herufen;
<iemenLsprechenci darf der Kunie nicht auf einen
Rückforderungsprozess verwiesen werden, was aber der
EaIl wäre, wen:t aas Versorgungsunternehmer ZahJ-ung des
von ihr= festge.setzten !eistungsentgeites auch in der
sLreitj-gen liöhe Curch Rndrohung der E:nstellung sowie
nachfolEender tatsächlichet Einstellung der Versorgung
erzwingen dfirfte

Die Kosten des Verf ahrens iu-erden der Antragsgegnerin
auferlegt,

Streitwert: € 500,-,

Landgericht Kö]n, den 18 - 09.2006
4. Karnmer für ]{andel-ssachen
Der VorSi.t zencie:

Enqnann

fertigt

(Esserj , ,Jus
s1s Urku::rdsbe chäft sstelle

4.
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Nach \Aliderspruch bea ntragen die Antragsteller,

die einstweilige Vertügung zu bestätigen.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die einstweilige Veffiigung aufzuheben und dan auf ihren Erlass gerichteten

Antrag zurückzuweisen.

Die Antragsgagnerin vertritt die Ansicht, dass das Lardgericht nicht zuständig sei,

weil § 102 Abs. 1 Energiewirtschaftsgesetz nicht anwendbar sei,

lm übrigen fehle ein Veffügungsgrund, weil die Antragsgegnerin in ihrem Schreiben

die fristlose Einstellung der Energieversorgung nicH angedroht habe.

Jedenfalls sei die zu § 315 BGB srgangene Rechtsprechung des Eundesgerichtshofs

nicht mehr einschlägig. Eine Monopolstetlung der Elektrlzltätsversorger bestehe nioht

mehr, weshalb Kunden nicfit gezwungen seien, mit dem ortllchen Versorgungsunter-

nehmen einen Llefervertrag abzuschließen, w€nn sie mit dessen Preisbildung nicht

einverstanden seien.

Wegen rler weiteren Einzelheiten des Sach- ,nO *n"nstandes wird auf den AHenin-
halt venrviesen.

E.NT.sc H E I p u, N c sG R ü H.g E :

Db einstweilige Verfügung war auch nach dern weiteren Vorbringen der Parteien zu

bestätigen geyyesen, weil ihr Erlass gerechtfertigt war.

Der an das Landgericht Köln gerichtete Antrag ist zulässig und begründet Das

Landgencht iat gemäß § 102 Abs. I EnergiewlrtschaftsgeseE zuständlg, weil dle An-

tragsgegnerin als Grundversorger den §§ 36ff, des EnergiewirtschaftsgeseLes untar-

tiegt.
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Den Antragstellem steht ein Uhterlassungsanspruch gegefl die Antragsgegnerin zu.
Sie haben durch Vorlage des Schreibens der Antragsgegnerin vom 4. g. 2006 glaub-

haft gemacht, dass die ,Antragsgegnerin die Einstellung der Stromversorgung ange-
droht hat. Denn für den Fall der Nichtzahlung des geforderten Betrages innerhalb
von 14 Tagerr hatte die Antragsgegnerin db Kündigung des Versorgungsvertrages
nach § 33 Abe. 4 AVB angedroht; die in Bezug genommene Regefung betrifft dle
fristlose Kündigung des VertragsverhäItnisses, so dass die Antragsteller davon aus-
zugehen hatten, dass mit Ausspruch der fristlosen Kündlgung auch db Strornversor-
gung eingestellt werde.

Wie die Kamrner bereits in ihrem Beschluss vom 18. 9. 2006 ausgeführt hat, trifft be-
züglich der von ihr vorgenommenen Erhöhung der Strorrrpreise die Antragsgegnerin

die Dartegungs- und Beweislast für die Billigkeit der Ermessensausobung bei der
FesheEung des Leistungsentgens. Auf die weiteren Ausftrhrungen hiezu,. wgnach
ein Versorgungsuntemehrnen die Zahlung des von ihm festgesetsten Leistungsenh
getts nicht durch Androhung der Einstellung der Versorgung eradngen darf, wenn
sich der Kunde auf die Unangemeesenheit und damit Unverbindlichkeit der preisbe-

stimmung beruft, wird venruiesen.

Soweit die Anhagsgegnerin die Rechtsprechung tjes Bundesgerichtshofs zu § 31s

BGB als nicht mehr einschlägig ansieht, dürfte nach wie vor eine faktische Monopol-
stellung der Antr:agsgegnerin vorliegen. lm übrigen gilt folgendes: Voraussetsung flIr
eine analoge Anwendung von § 315 BGB ist eine Störung der Vertragsparität durch
eine wirtechaftliche Ungleichgewichtslage, Entscheidend für den Recfrtsgedanken

des § 315 BGB ist nicht, dass der Verbraucher auch bel einem anderen Oligopolun-
tefnehmen einen faHisch einseitig bestirnmten Vertrag abschließen könnte, sondem
dass aufgrund des wirtschaftlichen Ungleichgewichte und der energierechtlicfren
Ausgestaltung des TarifgenehmigungsvEt'fahrens die Leietung faktisch einseitig be-
stirnmt wird.
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Die Notwendigkelt einer ainstwelligen Regelung ergibt sieh daraus, dasg es sich bei

der Stromveßorjgung um ein Gut der Daseinsvorsorge handelt.

Die Kostenentscfreidung beruht auf § 91 ZPO. Die Entscheidung ober die vorläufige
Vollsheckbarkeit ergibt sictr aus dem Zweck der einstlueiligen Verfägung.

Engmann Dr. Sommerhäuser Vehlen

TJ

tlil


